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Liebe Leserinnen und Leser,  

die „Konferenz zur Zukunft Europas“ ist in vollem Gange. Sie ist ein ergebnisoffener Prozess, in dem Bürger und Bürge-

rinnen, Sozialpartner und Zivilgesellschaft ihre Reformvorschläge einbringen sollen, damit die Europäische Union für die 

neuen Herausforderungen dieses Jahrhundert gewappnet ist. Die heutige Ausgabe behandelt die Frage wie in Zukunft 

die Fiskal- und Geldpolitik in der EU gestaltet werden muss, um langfristigen Wohlstand mit soliden Staatsfinanzen in 

Einklang zu bringen. Investitionen in innovative Wirtschaft und gute Arbeit sowie Reformen des Europäischen Stabilitäts- 

und Wachstumspakts sind nötig, um eine nachhaltige Finanzpolitik zu ermöglichen. Er bedarf daher einer Neuausrich-

tung auf einen voll ausgelasteten Arbeitsmarkt. Eine wesentliche Rolle kommt dabei der europäischen Arbeitsmarktpoli-

tik zu.  

An welchen Schrauben gedreht werden muss, lesen Sie hier .  

Eine angenehme Lektüre wünscht  

Reiner Hoffmann, DGB-Vorsitzender  

 

Wie in Zukunft europäische Arbeitsmarktpolitik und Staatsfi-
nanzen an einem Strang ziehen können  
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Die Corona-Krise hat den finanziellen Druck 

auf die Mitgliedstaaten erhöht. Gleichzeitig 

sind die öffentlichen Haushalte mit künftigen 

Herausforderungen wie stark beanspruchten 

Sozialversicherungssystemen in einer altern-

den Gesellschaft und dem Klimawandel kon-

frontiert. Wir argumentieren, dass diese Her-

ausforderungen nur bewältigbar sind, wenn wir 

unsere Staatsfinanzen neu ausrichten. Anstatt 
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uns kurzsichtig auf die Minimierung des Haus-

haltsdefizits zu konzentrieren, sollte im Fokus 

stehen, was langfristig Wohlstand und solide 

Staatsfinanzen schafft: Investitionen in eine in-

novative Wirtschaft und gute Arbeit, die für das 

Leben zahlt. Damit das möglich wird, bedarf es 

einer Reform des Europäischen Stabilitäts- 

und Wachstumspakts (SWP). Denn nur wenn 

der auf einen vollausgelasteten Arbeitsmarkt 

ausgerichtet ist, sind langfristig nachhaltige 

Staatsfinanzen möglich. 
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